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Zur Regelung der prwatrechtlichen Stellung der Er- 
werbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in Beſterreich. 


Von Prof, Dr. Emanuel Herrmann. 
all 


Es entfteht nun die Frage: Soll das für Oeſlerreich zu er⸗ 
laſſende Genoffeuſchaftsgeſetz dem norddeutſchen gleichen? Und daun iſt 
noch die weitere Frage zu beantworten: Kann das oſterreichiſche 
Geſetz die im Inlande entſtandenen Erwerbs- und Wirthſchaftäge⸗ 
noſſenfchaften zu einer Conformität mit den norddeutſchen zwingen 
wollen? 

Das norddeutſche Genoſſenſchaftsgeſetz ſchließt ſich genau dem 
allgemeinen deutſchen Handelsgeſezbuche an, und weicht nur foweit 
von demſelben ab, als der Charakter der Genoſſeuſchaften es fordert. 

Dad allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch gilt aber auch in 
Oeſterreich und auch bei uns find die Gründe, welche Preußen be⸗ 
wogen, die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchafteu den Handels⸗ 
geſelſſchaften möglichſt gleich zu ſteſlen, ganz dieſelben. Die Erwerbs⸗ 
genofjenfchaften beruhen zwar auf dem Principe des perſoulichen 
Zufammenwirkens, nicht der reinen Capitalsmacht, aber da fie ehen 
den Erwerb oder die Oekonomie in der Auſchaff ung gewiſſer Mittel 
zum Zwecke habeu, müſſen ſie ſelbſtverſtändlich nach Capitalsmacht 
ſtreben und jo allmälig fi den Aetiengefellſchaſten annähern. Auch 
liegt die Gefahr fehr nahe, daß, wenn man die Erwerbs- und Wirth⸗ 


ſchaſtsgenoſſenſchaften rechtlich den Handelsgeſellfchaften nicht gleichſtellt, 
ſich gar manche Unternehmungen, welche eigentlich Actiengeſellſchaften 
ind, unter dem Deckmantel der Genoſſenſchaft verbergen. Gerade 
bleſe Gefahr liegt in Oeſterreich ſehr nahe, da bei uns die Exwerbs⸗ 
und Wirihſchaftägenoſſenſchaften ſich mit tropifcher Triebkraft zu Groß⸗ 
unternehmungen eimporſchwingen. Sind jedoch die Erwerbö⸗ und 
Wirthſchaftogenoſſenſchaften bis auf dag Haftungsverhältniß und 
einige beſondere Eigenſhümlichkeiten, welche aus dem perſön⸗ 
lichen Mitwirken aller Gefellſchafter hervorgehen, den Handels⸗ be⸗ 
ſonders aber den Aeliengeſellſchaften, welchen fe am meiflen verwandt 
find, vollkommen gleichgeſtellt, daun kaun niemals eine ſolche Verirrung 
ſtattfinden. 

Eigentlich hatte das Handelsgeſegbuch ſelbſt die beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen auch hinſichtlich der Exwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften enthalten ſollen. Deun dieſe ſind ja doch nur eine beſondere 
Species der Haudelsgefellſchaften, nämlich Handelsgeſellſchaften 
auf Wechſelſeltigkeit. Vorſchußcaſſen gleichen den Banken, Nie: 
derlagsvereine den Handlungsniederlagen, Rohſtoffaffociationen und 
Confumvereine den Leder, Tuch- Holz: und Materialwaarenhand⸗ 
lungen, Nur beſchränken ſie thren Abſaß auf den allerdings meiftens 
ziemlich großen Kreis ihrer Mitglieder, 

Aber fo wenig es jemanden einfallen wird, die wechſelſettigen 
Verſicherungsanſtalfen von einem Verficherungsgeſetze auszuschließen, 
jo wenig dürfen die wechſelſelligen Handlungzunternehmungen vom 
Handelsgeſetze ausgeſchloſſen werden. 

Dat allgemeine deutſche Haudelsgeſeßbuch normirt nun iin 
zweiten Buche die Rechtsverhältniſſe der Haudelsgeſellſchaften und 
zwar abgeſonderk die der offenen, der Commandit⸗ und der 
Actiengeſellſchaft. Die Genoſſenſchaft auf Erwerb oder Erſparung 
hat mit den Aetiengeſellſchaften den fteten Wechſel der Zahl der Mit⸗ 
glieder gemein. Aber während bei den letzteren wenigſteus bie Höhe 
des Grundrapttals und der Ackien beſtimmt iſt, iſt das Grundcapital 
der Genoſſenſchaft ganz unbeſtimmt. Die Mitgliederantheile der Ge⸗ 
noſſenſchaft gleichen jedoch völlig den Actien, nut iu einem Punkte 
amterfcheiden fie ſich meiſtentheils von denſelben, namlich in der 
Haftung. 

Wir ſchreiben „meiſteutheils“, denn es gibt in Oeſterreich 
auch Genoſſenſchaften, welche ihren Mitgliedern keine andere Haftung 
auferlegen, als welche den Actionären obliegt. So enthalten zum 
Beiſpiele die Statuten des wechſelfeitigen Vorſchußcaſſevereſues für die 
Bevpölkernng des Lavantthales in Kärnten, alſo eben jenes Vereines, 
welcher jährlich einen Geſchäftsnmſaß von mehr als einer halben 
Million Gulden erzielt, in $ 15 die Beſtimmung: „Die Mit⸗ 
glieder haften Einer für Alle uud Alle für Einen mit dem unter 
& 8 feftgefeßten Einlagscapitale und beziehungsweiſe darauf einge⸗ 
zahlten Betrage“. Nach § 8 hat aber jedes Milglied monatlich nur 
fünfzig Kreuzer einzuzahlen, bis die Einzahlungen daß für jedes 
Milglied feſtgeſegte Einlagecapitel von 30 fl. erreichen, und es ſteht 
dem Mitgliede frei, dieſen Betrag per 30 fl. zu erheben, uur muß 
es dann mit den Einlagen von vorne beginnen. Auf dieſe Weiße 
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kann es geſchehen, daß das Miiglied zeitweilig für die Paſſipen des 
Vereines nur mit 50 Kreuzern haftet“). 

Die Statuten des kärntneriſchen Seideneulturvereines, des Ver⸗ 
brauchsverelnes in Graz und Wiener Conſnmvereines für Beamte enthalten 
abſolut keine Beſtimmung über die Haftung der Mitglieder für alle 
folge Paſſtven. Und doch kaufen diefe drei Vereine nicht unbeträcht⸗ 
liche Mengen von Waaren, um fie an die Mitglieder ab zufegen. Wie 
leicht kaun eime verfehlte Speculgtion große Verluſte herbeiführen, 
welche leicht den Reſervefond nicht unr aufzehren, ſondern auch über» 
schreiten dürſten. 5 

Bei den Anehllfecaffenvereinen in Klagenfurt, Graz und Judeu⸗ 
burg treten eigene Bürgen als „Garanten“ ein. Sie ſind vermsg⸗ 
liche Mitglieder des Gewerbeſtandes, welche Beträge von 50 fl. oder 
100 fl. in Sparcaſſebücheln, Obligationen oder auf Sicht lautenden 
Wechſelu depoutren, und nit dieſen für allfällige Paſſiven des Vereines 
einſtehen. Diefed Inſtitut der Garauten iſt nach dem Muſter der Klagen⸗ 
furter Aushilfscaſſe, bei welcher es znerſt entſtand, anch bei vielen 
anderen öfterreichkſchen Aushilfscuſſen verbreitet. Nur einige neuere 
Aushilfecaſſen, fo u. g. die Linzer und die Leobner uehmen die Soli⸗ 
darhaftung der Mitglieder mit ihrem ganzen Vermögen nach dem 
Muſter der norddeutſchen Vorſchußcaſſen in ihre Statuten auf. 

Auch der oben erwähnte Wiener Tiſchlerverein aus dem Jahre 
1848, ſowie das Gonforttun der Grazer Tiſchlergeuoſſenſchaft Taffen 
die Mitglieder mit ihrem ganzen Vermögen ſolidariſch haften. 

Die meiſten dieſer öſterkeichiſchen Vereine haben auch noch die 
Eigenthümilichteit an ſich, daß fie den Geſchäftagewinn nicht an die 
Mitglieder afo Dividende vertheilen, ſondern dieſen nur eine gewiſſe 
Verzinſung der Einlagen garantiren. Der Gewinn fällt vielmehr iu 
den Reſerbefond. Dieſer aber kann uicht uur zur Sicherſtellung der 
Paſſiven der Geuoſſenſchaft, ſondern auch zu Unterſtützungen an ein⸗ 
zelne Milglieder, deren Witwen und Waiſen verwendet werden. 

So zeigt ſich denn ſehr deutlich, daß wir leider noch keine 
allgemein giltige Nornt befigen, welche das den Genoſſenſchaften un⸗ 
entbehrliche Element der Selbſthilfe und Selbſthaftung zum vollen 
Ausdruck und zur allgemeinen Anwendung brächte. Unſere Erwerbs: 
und Wirlhichnſtsgenoſſenſchaften haben, fich größteutheilt ſelbſtſtändig 
entwickelt, ſie haben den „preußiſchen“ Einfluß vom Anſauge an per⸗ 
horreseirt und find daun auf halbem Wege ſtehen geblieben. 

Elne Geſellſchaft, welche nicht nur mit Müignedern, ſoudern 
auch mit dritten Perſonen contrahirk und dafür nur eine ganz unzu⸗ 
verläffige Bürgſchaft bietet, wie wir es oben nachgewlefen Haben, birgt 
die größten Gefahren für das eigene und das allgemeine Wohl in 
ſich. Der Staat darf daher ſolchen Statuten die Genehmigung nicht 
ertheileu, ausgenommen, er ließe ähnlichen Schwindel auch bei 
Acſiengeſellſchaften zu. 

Das Inſtitut der Garanten iſt allerdings ein ziemlich zuverläſſiger 
und bequemer Nothbehelf. Die Garanten müffen den Mikgliedern (In⸗ 
tereſſenten) ja ſogar die Auszahlung der Apercentigen Zinſen ihrer Eins 
lagscapifalien gakantiren! Aber es wäre wett beſſer, die reine und 
vofle Solidarhaftung einzuführen und dafür den Gewinn nach Abzug 
eines kleinen Perceutbetrages für den Reſervefond als Divivende zu 
vertheilen. 

Das Genoſſenſchaftsgeſetz für Oeſterreich müßte alſo gleich dem 
norddeulſchen die Solidarhaftung vorſchreiben. Allerdings wird es 
einen nicht unbedeutenden Kampf geben, aber wenn ſchon ein Schritt 
vorwärts gemacht werden ſoll, ſo muß er auf dem rechten Wege und 
bis an das rechte Ziel gemacht werden 

Nur möchten wir einen Vorſchlag beifügen, welcher vielleicht 
das Drakoniſche der Forderung der Solidarhaftung zu mildern im 
Stande wäre. Man möge nämlich die Beſtimmung beifügen, daß es 
dem Glanbiger nicht freiſtehe, jedes beliebige Mitglied auf Zahlung 
des ganzen vom Verelne ſchuldigen Betrages zu flagen, ſondern daß 
es in einem ſolchen Falle dent Vereinsvorſtande zuſtehe, den Betrag 
auf alle Mitglieder zu reparſiren und von ihnen hereinzubringen. 

Dieſe Maßregel wurde zuerſt mit Glück vom Ereditvereine zu 
Melſſen verſucht, und verbient allgemeine Nachahmung. 

Was veranlaßte man unn bisher il dieſer Richtung 
Oeſterreich! 


in 


) Leder Al uns nicht bekannt, ob biefe wonſaöſe Beſteununuge welche leduch 
anch ber anderen Auchilfsofſen vorfenınd, bie Genehnungung der Regferung wullach 
erhalten Bat 


Vorläuſig blieben die Erwerbz⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenfchaften 
nach dem Vereinsgeſeße deu politiſchen Behörden unterſtellt. Sicherem 
Vernehmen nach hat jedoch die Regierung gegenwärtig die Regelung 
durch ein nenes Genoſſenſchaftsgeſetz ernſtlich in das Auge gefaßt 
Da bereits ein Referentenentwurf vorktegt, und bei den darüber ob⸗ 
ſchwebenden Berathnngen verſchiedeuartige Anſichten hervorgetreten ſein 
ſollen, ſo erwähnen wir hier nur die Hauptpunkte dieſes Referenteu⸗ 
entwurfes und überlaffen es dem Leſer, fich ein Urtheil über denſelben 
auf Grund der vorausgeſchicklen Andeutungen zu bilden. 

Der Entwurf lehut ſich in den meiften Abſägen wörtlich an 
daß norddeutfche Genoſſeuſchaftsgeſetz au, nur beliebt er eine andere 
Paragraphenenaheilung und theilweife auch eine andere Gruppirung 
der einzelnen Partien. 

Nur in zwei Punkten weicht er weſentlich von ſeinem Muſter ab. 

Vor allem läßt er elne zweifache Art der Haftung der 
einzelnen Mitglieder zu, nämlich entweder die Solidarhaftung oder 
die Haftung bis zu einem beſtimmten, im Gefellſchaſtsvertrage feſtge⸗ 
festen, Betkage. Es iſt wohl offenbar, daß bei einer ſolchen Freiſtellung 
der Wahl biefe ſich immer der bequemeren Haftung bis zu einem 
beftinmien Betrage zuneigen wird und die öſterreichiſchen Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenofſenſchaften die Solidarhaftung nur in den ſeltenſten 
Fällen übernehmen werden, 

Der zweite Hauptpunkt if das Verhältniß der Genoſſeu⸗ 
ſchaften zur controlirenden und überwachenden Behörde. 
Während nach dem norddeutſchen Geſetze abfolnt nur das Handels⸗ 
gericht die Genoſſenſchaften wegen der Befolgung des Genoſſenſchafts⸗ 
geſetzes zur Verantwortung ziehen kann, ſtehen diefe Genoſſenſchaften 
nach dem öſterreichiſchen Referenteuentwurfe ſowohl unter Aufficht des 
Handelsgerichtes als anch der politiſchen Behörden. 

Zum Zwecke der Aufſicht durch die politiſchen Behörden find 
daher bei jeder Eintragung in das Genoffenfchaftsregifter Abſchriften 
det Vertrageß oder der Abänderungsbeſchlüſſe für die Landesſtelle 
beizulegen. 

Die Verwaltnngsbehörde (nicht wie nach § 33 des lorddeut⸗ 
ſchen Gefeped das Gericht) kann die Auflöſung der been en 
verfügen. Hiebei ift fie im Falle, als die Genoffenſchaft andere als 
die im Geſetze bezeichneten Zwecke verfolgt, an kein gerichtliches Er⸗ 
kenniniß gebunden. Nur bei Handlungen welche ben Strafgeſetze 
zuwiderlaufen, oder wenn falſche Anzeigen für das Genoſſenſchafts⸗ 
tegffter beim Handelsgericht gemacht werden, ſchreſtet das Strafgericht 
ein, und theilt ſodann fein Erkeunkuiß der polttiſchen Laudeszſtelle mit. 

Das Anflöſungserkenntniß ſteht der politiſchen Landesſtelle, oder, 
wenn ſich die Wulſamkeit der Genoſſeuſchaft durch Zwelgnieder⸗ 
laſſungen auf mehrere Länder erſtreckt, dem Miniſterium des Innern 
zu, au welches auch gegen ein Auflöſungserkenniniß der Landes ſtelle 
der ierurs binnen vier Wochen ergriffen werden kaun. (Gegen ein 
Erkenutniß dez Miniſterlums iu erſter Inſtauz gibt es alſo gar 
leinen Recurs.) 

Aenderungen von einiger, wenn auch untergeordneter Bedeutung 
find noch die Aufnahme der Vereine für den Betrieb von landwirkh⸗ 
ſchaftlichen Unternehmungen auf gemeinſchaftliche Rechnung unter die 
Genofſenſchaften, ferner die Beſtimmung, daß am Site der Genoſſen⸗ 
ſchaft ein Regiſter ſämuntlicher Mitglieder zu führen iſt, in welchem 
die Anzahl der einem Jeden gehörigen Geſchäflsantheile anzugeben 
if, und das Jedermann zur Einſicht offen ſtehen muß. 

Sehr charakterkſtiſch für die Auffaſſung des Weſeus der Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften tft die Abänderung der Altıren 2 des 
§es des norddentſchen Geſetzes, welche lautet: 

»Der Gewinn und Verluſt wird in Ermangelung einer 
andern Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrageß unter die Geuoſſeu⸗ 
ſchafter nach Köpfen vertheilt“. 

In die Minen 2 des § 11 des öſterreichtſchen Entwurfes: 

„In Ermangelung einer andern Beſtimmung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages wird fowohl der Gewönn, als der Berluft unter die Ge⸗ 
1 im Verhältniß ihrer Geſchäftsantheile 
vertheilt“. 

Dies iſt das Entſcheidende. Die öſterreichiſche Verwaltung 
betrachtet die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenfchaften nicht als Ver⸗ 
einigungen der perfönftdien, ſondern der Capktalleiſtung. 

Der Referentenentwurf ſoll übrigens noch nicht alle Stadien 
der Berathung durchgemacht haben. 


Aittheilungen aus der Praxis. 


Zu den c 2s und 26 des Markenſchutzgeſetzes vom 3. Der 


cember 1858. 


Der Gewerke P. A. tu M. glaubte in der vom Gewerten C F. 
in R. gewählten und im September 1870 vorfchriftemäßtg regiſtrirten 
Marke eine Nachahmung ferner eigenen ſchon im Jahre 1859 regi⸗ 
ſtrirten Schußmarke zu erkennen, und verlangte daher mit Eingabe 
vom 11. April 1871, welcher die Markenregiſterauszüge beilagen, bei 
der coinpeteuten politiſchen Behörde erſter Inſtanz die Beſchlagnahme 
der mit der nachgeahmten Marke verſehenen Wagren und ber bezüg⸗ 
lichen Werkzeuge des C. F. nach $ 26, forte die Conſtatirung des 
verübten Eingriffes in das Markentecht und die Erlaſſung des Ver⸗ 
botes des ferneren Gebrauches jener Marke ꝛc. nach § 25 reſpective 15 
des Markenſchußgeſetzes. 

Dem Bezirkshauptmaune ſchteu etz zwelffelhaft, ob wirklich eine 
Markennachahmung im Sinne dek $ 16 M. Sch. G. vorltege, und mit 
Rückſicht auf den Wortlaut des erſten Abſatzeß des § 26”) wagte er 
es nicht, ohne weiters die Beſchlagnahme der Waaren und Werkzeuge 
des C. F. vorzunehmen. Er ließ ſich daher über dieſe Vorfrage durch 
zwei von ihm ſelbſt ernannte, und zu dieſem Zwecke mit einem polit, 
Commiſſär nach R. entſeudete Sachverſtändige ein Gutachten abgeben, 
welches negativ lautete. Dem Geſuche um vorläufige Beſchlagnahme 
ward mithin keine Folge gegeben. — Nun ſchrieb die poltt. Behörde 
(und) vorhergegangener vorſchriſtsmäßig erfolgter Wahl der dret Sach⸗ 
verſtändigen) Dre definittve Verhandlung nach § 25 auf der 19. Mar 
aus. Der Kläger erſchten dabei uicht, jedoch hatte das Amt ein 
Schriftſtück in Händen, aus welchem mit Grund gefolgert werden 
kounte, daß dem Kläger das bezügliche Vorladungeſchreiben rechtzeitig 
zugekommen ſein dürfte. Die Verhandlung wurde alſo in Abweſenhekt 
des, P. A. abgeführt, die Sachverſtändigen gaben das Majorſtätsgut⸗ 
achten ab, daß eine Markennachahmung ſektentz des C. F. licht vor⸗ 
liege, und das bezügliche Protokoll wurde dem P. A. fohin nachträglich 
zur Aenßeruug mitgetheilt. 

In feiner Aeußerung proteſtirte P. A, unter anderem gegen bie 
ſtatigehabte Abführung der Verhandlung in ſeiner Abwefeubeft, indem 
er ausführte (aber nicht nachwies), daß er nicht zu Haufe geweſen fet, 
als das Vorladungsſchreiben in feinem Comptoir anlaugte, und daß 
er perſönlich zu ſyät davon Kenutniß erlangt habe, um noch recht⸗ 
zeitig zur Verhandlung an den Sip der Bezirkshauptmannſchaft reiſen 
oder ſeinen Advocaten entſprechend iuformiren und bevollmächtigen zu 
können. Troßdem ſchopfte der Bezirkshauptmann ohne weiters die Ente 
ſcheidung, mittelſt deren P. A. auf Grundlage des abgegebenen Ex⸗ 
perteu⸗Gutachtens mit ſeiner Klage in allen Punkten abgewieſen wunde. 

P. A. recurrirte an die Statthalterei. Dieſe erkannte im abge⸗ 
führten Verfahren zwei weſentliche Formgebrechen. „Erſtens — fo 
heißt es im bezüglichen Statthalterei⸗Erkenntuifſe — wäre die vom 
Gewerken P. A. verlangte vorläufige Beſchlagnahme oder ſonſtige 
Verwahrung der mit der beanſtändeten Marke verſehenen Wnaren des 
C F. und der hezüglichen Werkzeuge im Sinne des § 26 des M. 
Sch. G. (allenfalls gegen vorläufige Sicherſtellung) ohue weiters zu 
bewilligen und vorzunehmen geweſen, das Geſetz verlangt hiezu keine 
vorläufige Conſtatirung elner wirklich ſtattgefundenen Rechtsverletzung, 
und alt ed, Sobald nur der Kläger die im zweiten und enenfuell 
im dritten Abſaße des § 26 vorgeſchulebenen Bedingungen erffllt hat, 
keineswegs dem Ermeſſen der polttiſchen Behörde auheim, ob dem 
Verlangen Folge zu geben fet oder nicht, ſondern ordnet die Beſchlag⸗ 
nahme in beſtimmter Weiſe au. Die negative Eutſcheidung des k. l. 
Bezirkshauptmaunes in diefer Angelegenheit hatte übrigens — abge⸗ 
ſehen davon, daß fie im Geſetze nicht begründet war — noch die be⸗ 
ſondere Felge, daß bet der Verhandlung am 19. Mat den Sachver⸗ 
ſtändigen nur Waaremmnſter vorlagen, welche vom Geklagten eigens 
zu dieſem Zwecke vorgelegt worden waren, und die ſich vielleicht von 
der Waare des Geklagten, wie fte in den Verkehr fomunk, was Dre 
Schärfe und Deutlichkeit der ausgeprägten Marke anbelangt, einiger⸗ 
maßen unterſcheiden können — Das zweite Formgebrechen beffeht 
darin, daß der Sachverſtändigen⸗Befund am 19. Mai ohne Inter⸗ 


*) „Der Nerlete it berechtigt noch vor ber Eutſcheidung über feine Be. 
idhwerbe bie Beſchlagnahme oder onftige Verwahrung der gegen die Beftinmmug 
diefes Geſehes Kezeichunten Waaren und der dazu verwendeten Werkzeuge zu verlangen“ 
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vention des Klägers P. A, ober deſſen Vertreters vorgenommen und 
das Commiſſionsprotokoll demfelben nachträglich zur Aeußerung zuge⸗ 
fertigt worden iſt, ein Vorgang welcher im Handesminiſterial⸗Er⸗ 
laſſe vom 15. Junz- 1863, 3. 5606 ausdrücklich als ungeſezlich 
bezeichnet wird. Wegen dieſer beiden Formgebrechen — ſo ſchließt 
das Statthalterei⸗Erkenutniß — finde ich mich beſtimmt, die 
ganze über die Eingabe des Gewerken P. A. vom 11. April l. J. 
abgeführte Verhandlung und das darauf gegründete Erkeuulniß vom 
„aufzuheben, jedoch niit den Beifiigen, daß die bezügliche 
Verhandlung mur über allfälliges ernenertez Einſchreiten des Klägers 
wieder aufzunehmen ift“. 

Gegen Diefes Erkenntniß recurrirte der Geklagte C. F. und 
griff dasſelbe in allen Punkten auf das Heftigſte an, weßwezeu die 
Statthallerei ber Vorlage ans Miniſterlum noch eine Motivirung einiger 
Punkte beifügen mußte. Im Berichte des Statthalters heißt os: „Ich habe 
keineswegs angenommen, daß die Zuftelluug der Vorladung zu der 
nach § 25 deß M. Sch. G. abgeführlen Verhandlung an den Kläger 
A. nicht ordnungsmäßig erfolgt fei, oder daß der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft kein a der erfolgten Zuſtellung vorgelegen 
wäre. Ich habe aber deſſen ungeachtet (ohue mich uber dteſe Fragen 
auszusprechen) die Vornahme der Verhandlung nach 8 25 des 
M. Sch. ©. ohne Intervention des Klägers angeſichte der beſtimmten, 
im Miurfterialerlaffe vom 15. Junt 1863, 9. 5606 diesfalls aus⸗ 
geſprochenen Erklärnug als ein weſeutliches Formgehrechen betrachtet, 
wobei ich von der Aula! ausging, daß wegen des Nichterſcheinens des 
Klägers ohne Rückſicht auf den mſtand, ob die Zuftelluug der Vor⸗ 
ladung an denſelben rechtzeitig erfolgt ud genügend nachgewieſen ſel 
oder nicht, die Verhandlung jedenfalls, und zwar auf Koſten desſelben 
zu vertagen geweſen wäre“. 

Was die iu der in Reccurs gezogenen Entſcheldung enthaltene 
Verfügung anbelangt, daß das . annullirte Verfahren nur 
über neuerliches Einſchretten des Klägers P. A. wieder aufzunehmen 
fei, jo wird dſeſelbe von der Statthalterei durch die Erwägung ge⸗ 
rechtferligt, daß man dem P, A. dadurch Gelegenheit geben wollte 
den Markenſtreit ſtellſchwergend und in unauffälliger Weſſe fallen zu 
laſſen, was im Intereſſe belder Parteien wünſchellswerth erſcheine, da 
auch bei einer zweiten Verhandlung ein Eingriff in daß Markenrecht 
voransſichtlich nicht conflatirt werden wird und daher dem P. N. 
nur fruchtloſe Auslagen erwachſen würdeu, während den C. F durch 
die vorläufige Beſchlaguahme nach § 26 jedenfalls ein ſehr beträcht⸗ 
licher Schaden, der durch keinerſer Eutſchadkgung je vollkommen 
vergütet werden könnte, treffen müßte. 

Das Handelsminiſterium fand ſohin mit Erlaß vom 15. Auguſt 1871, 
3. 10.667 dle obige Stalthalterei⸗Eutſchetdung volliuhaltlich zu Betätigen. 

Aus dieſer Miulſterial⸗Entſcheldung geht ſonach dreterler hervor: 

1. Daß das Wort „der Verletzte“ und die Worte: „die gegen 
die Beſtimmungen dieſes Geſetzet bezeichneten Wagren“ im § 26 des 
M Sch G. keineswegs die vorläufige Conſtattrung einer Rechtsver⸗ 
hung vorauejeben, daß vielmehr „der Verletzte“ hier nur fo viel 
bedeuket als: „der ſich für verletzt Haltende“, und daß unter allen, 
Uniſtänden die Beſchlagnahme vorzunehmen iſt, fobald die Bedingungen 
detz zweiten und dritten Abſaßes des § 26 erfüllt find, (Eine Mus: 
nahme wird wohl dann eintreten, wenn das Anſuchen auf den erfteir 
Blick als ein muthwilliges erkennbar wäre). 

2. Daß dadurch noch nicht der Beſtimmung des $ 25, 2. Abſotz 
und des Minſſterial⸗Exlaſſes vom 15. Juni 1863, 8. 5606 ent⸗ 
ſprochen iſt, wenn die Parteien der Verhandlung beigezogen, d. i. zu 
derſelben rechtzeittg vorgeladen werden, ſondern daß Kläger und Ge⸗ 
klagter unbedingt bet der Verhandlung nach $ 25 auch wirklich zugegen 
oder vertreten fein müſſen, wedrigenfalls die Verhandlung auf Koften 
des ſchuldtragenden Thekles zu vertagen iſt. 

3. Daß es bei derlei Verhandlungen angeht, bei Annullirung 
des Erkeuntniſſes die Wiederaufnahme de Verfahrens vom Belieben 
des Klägers abhängig zu machen. B. G 


Die nur den Staatsbeamten eingergumte Befreiung von Exe⸗ 

entionen kommt nicht auch den Mitgliedern ſonſtiger vom Staate 

beſtellten Commiſſionen zu. (Pat. von 25. October 1298, Mr. 
n, Hofpecret vom 2, September 1935, Nr. 80 J. G. S.) 


Mit dem Beſchelde vou 9. Februar 1871, 3. 7979 bewilligte 


das k. k. Handelsgericht tu Prag der Thereſig N. wegen ſchnldigen 


Wechſelbetrnges von 400 fl. 8. W. ſammt Nebengebüßren bie ere⸗ 
cutive Elnautwortung der Hälfte der dem Bernhard L. Referenten 
bei der k. k. Grnndſteuer⸗Regnlirungs⸗Commiſſten in Krumau, zus 
kommenden Taggelder. 

Das k. k. böhm. Dberlandeägericht hat mit der Entſcheldung 
vom 3. April 1871, 3. 14.269 dieſen Beſcheid, auf Necurs bed 
Bernhard L., welcher jeine Eizenſchaft als Staatsbeamter hervorhob 
und die manipulatſve Unausfuhrbarkeit dieſet Ereeutionbactes nachzu⸗ 
weiſen verſuchte, vollftäudig aufrecht gehalten, „weil — fo die 
Gründe — nach dem Patente vom 25. Oetober 1798, Nr. 436 der 
J. G. S. nur die Beſoldungen der offeutlichen Staatsbeamten und 
der ihnen mit den Hofdeereten vom 3. April 1838, 3. 6482, vom 
6. Apeil 1805, vom 8. Februar 1828, Nr. 2328, vom 3. Juli 
1801, Nr. 532 und vom 9. Februar 1841, Nr. 505 der J. G. S. 
gleicigeftellten Functionare vom Verbote und der Execution befreit 
erscheinen, dieſe Ausnahmen ſtrenge auszulegen find, dagegen die 
Taggelder oder Diäten der mit Taggeldern Verwendeten nach dem 
Hofdecrete vom 7. September 1835, Nr. 80 der J. G. S. aug⸗ 
nahmslos dem Verbote und der Gxecutionsflchrung unterliegen. Da 
der Recurrent zwar mit dem Erlaſſe des k. k. Finanzminiſteriums 
vom 20. Mat 1870, 9. 38.518 zum Referenten für das ökonomiſche 
Schäfungsgeſchaft und zugleich zum ſtimmberechtigten Mitgliede bei 
der Bezkrks⸗Schägungscommiſſion in Münchengräß mit einem Taggelde 
von drei Gulden auf die Daner dieſes Geſchüftes ernannt wurde, die 
Mitglieder dieſer Commiſſion zwar ihre Taggelder aus dem Staats⸗ 
ſchage beziehen, jedoch nach den Beſtimmungen der 98 7, 8, 9, 10 
des Geſeßeb vom 24. Mat 1867, Nr. 88 des R. G. Bl. keine 
offentlichen Staatabeamten, ſondern die Funcktouäre der Bezirks. 
dommiſſton nach § 10 daſelbſt nur Regierungsorgane bilden, deren 
Beeldigung nicht angeordnet erſcheint, fo konnen ihre Taggelder nicht 
unter die Ansnahme des Patented vom 25. October 1798, Nr. 486 
J. G. S. fallen, da Wechſelforderungen auch mittelt Ceſſionen über⸗ 
fragen werden können und bei der Beſtimmung des Art. 89 der 
M. O., wouach Theilzahlungen über Verlangen des Wechſelſchuldners 
auf dem Wechfel abgeſchrieben werden müſſen, die Gefahr einer 
Doppelzahlung nicht vorhanden erſcheint“, 

Auf Rieplftonsrecurs des Bernhard L. hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Eutſcheidung vom 12. Sult 1871, 3. 8556 ben 
Necurtenten „auf dle oberlandesgerichtlichen Gründe und auf den im 
$ 13 des Geſetes vom 24. Mal 1869, 3. 88 gemachten Unterſchled 
zwiſchen E k. Staatsbeamten und fonſtigen Commiffflonsmitgliedern 
abzuweiſen befunden“. Ger.⸗Ztg. 


Perorduungen. 


(Schaf des k. k. Ringnz⸗Miniſterlums an mehrere Finanz⸗Laudesdirectionen vom 

20. Inli 1871, 3. 34,206, betreffend die Zulaſſung ber itglieniſchen Stogtsange⸗ 

Hörihen, olſo auch der Bewohner unn Auronzo zunı Betriebe bes Feuſter⸗ und 
Keſfelflickend in Oeſterreich. 


Mit Beziehung auf die Bestimmungen des oſterreichiſch ktalienlſchen Handelo. 
vernages vom 28. April 1867 und nach ben Schlußprotekolle zu dieſem Vertrage 
(R. G. Ol. 1867, Nr. 108 und 110) unterllegt es nach der Eröffnung des k. k. 
Miniftertuns des Innern und für Handel keinem Anſtande, daß den im Lande herum 
gioßenden genſter, aud Keſſelflicern (Schwarfklempuert) aus dem italleulſchen Diftuicte 
Kuvonge, infoferne dleſelben nach dem Inhalte ihres Neifepafjes oder ihrer fonftigen 
begitimationsinkunde zu dem erwähnten Geſchäftehetrlebe lerechtiget erſchelnen, bie 
Ausſibung debſelben geſtatlet werde, 

In Bezug auf ihre Erwerbeſtenerpfljcht find dieſelben ebenſo wie pauſtrer 
und die denselben glelchgehaltenen int Umherfiehen zur Unrdübung gelangenden Be. 
ſchäfügungsrethte, old! Muſlkanten, Komödianten, Seilliuzer, Strazzenſammler, 
ſoferne dus Sonimeln ft eigene Rechnung geſchieht, und dergl. zu behandeln 


Verorduung des Fiuguzmiuiſteriuuls belreff Stempekbehondlung der ba Bezirks⸗ 
Schulirache ausgeftellten Zeugniſſe. 

Das k. k. Finanz⸗Miniſterlum bot über eine Anfrage mit dent Grlaffe 
vom 5. Februar 1871, g. 3219 hebeulet, daß die von dem Bezirköſchukrothe aus 
gestellten Zeugniſſe im Sinne der T. P. 118, a. bb. des Geſezes von 13. Detober 
1862, nur dein Stempel von 50 kr. 8. W. unterliegen (Nr. 6, S. 15, de 1871, 
der Beilage für Böhmen zum F. M. Verordnungeblatte⸗ 


ruck der F. Wiener Zeitung. 


Perſonaltien. 


Seine Majeſtßt Haben dem Füuauzwachcommiffär Paul Ein dorfer dad gel- 
deue Berdieuftkrenz veulichen. 

Se. Diojeftät haben die Sunfulatöfangler Dr. Johann Baptift Ortlieb in 
Sbraila, Adalbert Anger in Belgrad und Dr. Peter Cozz! in Marfeille zu Biee⸗ 
conſula auf den von lgen blsher betleiteten Kanzlerpoſten; ferner den Confrlatde 
Kanzler Caletan Bngocsti fu Saffy zum Bieecon fal auf dem Honvinr-Biceconfuls- 
poſten in Turn- Severin, und die Gonfufatsfanzter Dr. Wilhelm Seewald in Ale. 
kandrien nud Sigumnd fitter v. Plombazzl in Conſtantinopel zu Vicecouſnlu 
auf den von ihnen bisher bekleſdeten Kanzlerpoſten ernannt. 

Seine Vajefint haben den Confnſatekanzlern Johann di Lorenzo in Par 
lerne, Steſau Bratich in Kalro, und Anton Mtedgielstt in Warſchan, den 
Kauzler⸗Dollmetſchern Alexauder Kipariſſi in Gala, und Joseph Balenzi in 
Tunis, ſowie dem mit dem Range und den Bezügen eines Gonſitlareleven dem Grne⸗ 
ralconſulate in Bukuxeſt zugethelften Gongrazoneiplften des Eönlal, ungar. Handels. 
mmiulſteunme Franz Stodiuger und dem Honororkazler⸗ Dollmnetſcher des k. und k. 
Generalcon aten in Jauing Malthäus GHhinopulo den Wleeconſulgtitel verliehen. 

Seine Migjeſtat Haben den Bahırdfav Grafen Choke k proviſ. qunı Statthalter 
im Königreiche Böhmen ernannt. 

Seine Maſeſtat hat die Umwandlung dec hiägerigen Honororconſularamtes 
zu Aerianopel in ein effectloeg Gonfulat. genehmiget und den bisher nut der Beitung 
desfefben betrauten friſher für Such ernannten Gonful Wilhelm v. Comerluher 
zum Gonful auf dem gebachlen neu ſyftemiſtrten Staatsdlenflpoſten, ſowie den E. O. 
Remy-Berzeu covſch zum Gonful auf jenem in Suez ernannt, 

Seine Majeftät haben den nılt Titel und Charakter eines Sectlousroſheg bes 
kleideten Vicedtrector der Olrecllen der Staatsſchuld Carl Schwabe Rilter v. Waır 
ſenfreund zum Seelſongrathe extra statum kin Zinanzmkalſterimm ernannt. 

Seine Maſeſtäl haben die Erhebung des Honerarconfulaled in Alma zu einem 
Honorar &enernlconfiilate, und bie Errichtung von k. und k. Honorortonſalgten zu 
Arequſpa⸗Jelap, Taeng-Arlea und Jautque, ſowſe eines k. und k. Honorar⸗Vlceron 
ſalgtes zu Gallao in Peru genchmnſget und ple bereite pravif. beſteſſten Funchonäxe 
Robert Reluecke in Arequipa, Jolaß, Wilhelm Hellmann in Taeng-Arſca, C ©. 
Sreier in Sguigque zu 0 Gonſulu, ſowie den Wilhelm Ferna n in Galtao 
zum nuheſoldeten Bieeconſul ernannt, 

Seine Majeſtät haben die Eulhebung des bigherigen k. und k. Honorar-Gene 
tafeonfuld Oskar Adam Berlemeyer in Balpnrarfo genehmigt und on deſſen 
Stelle den Handelsmann Johann Soſal zum unbeſolbeten Conſul ernannt. 

Seine Mafeftkt haben den Edniund Aoagenkmecht zum unbeſoldeten 
Gonſul in Montevideo in lrugnay erngunt. 

Seine Maſeſtal haben die Errlchlung von Honprarconſulaten zu Houoluln 
auf den Sandwich-Inſeln, zu Ongtemala, San Joſe de Eoftarlca und San Salvador 
in den gleichnanugen Nepuhtiken, forte zu Amapalg in der Repnik Hondllrat ge 
nehmigel und die bereite paul bestellten Bunetiondte Dr. E. Hoffmann in He. 
noluln nud Edmund Lehnhoff in Quatemalo, gleichwie die Handeſgleute M. 
Inh! in Anıayala, Georg Num dee e in Sau. Joſa de Coſtarlea. und Johann Sch b. 
neu berg in San Salvador a aunbejolveten Conſuln bafelbit ernannt. 

Seine Mafeftät haben bie Errichtung von Gpmotarconjufaten in Panama, 
Barrangnılla, be und Bogota in den vereinigten Stagſen von Golumblen. 
e und die bereſtg proviſ, beſtellten Bunetionäre Ignaz F ür in Panama, 

manft Strunz in Baranqullla, und Theodor Sımon in Quayaqufl zu unbe⸗ 
ſolbeten Gonfufn ernanut. 

Seine Majeftät Haben die Errichtung von Honorareonfulnten zu Coplapo wit 
Colbera, zu Baldſvia mit Coral und zu Coguimbo in ber Republik Chill genehmiget 
und dle berefla provif. heftellten Functtonäre Carl Becker zu Copiapo- Caldera, und 
Eduard Puoch elle zu Valdipla-Corral zu unbeſoldeten Sonjultı ernannt. 

Seine Majeftit haben die Errichtung eſues Honorarconſulakes In Saigon. 
Kenan det und den Handeltmenn Ferdinand Sbruſen zum uubeſoldeten Colſul 
eruann 

Seine Mageftit haben dem Berge und Hilttenverwalter zu Briylegg Leo 
Turner tapftel den Titel und Charakter eines Bergrathes verliehen, 

Seine Majeftät aßen dem Sallnenverwalter Friedrich Mlalo ich in 
Kacprg den Titel und Charakter eines Bergralhes taxftei verkichen. 

Seine Mofeſtät Haben den penſſonlrten Hof, und Miniftertatratfe der Präjle 
Dinffection bed M. d. Aenßerm Foſeph Ritter Protma un v. Ofteneng als 
Ritter der elfernen Krone Il. El, ben Freiherruſtand verliefen. 

Seine Majejtät haben dem Verwalter der Tabalfabrlk in Fneſteufeld Alois 
am Czeike kei beffen Peuſtonfrung dag goldene Verbienftkreng mit der Klone 
verliehen. 

Seine Mojeftät haben dem Bergarzte in Pribram, Med. Dr. Fevdor Gut un 
das goldene Verbienftfeeug verliehen. 


Erledigungen. 


Vrakticantenftelle eln Rehnungstepmtemenl ber nähe. Binanz-Ranbesbiuse: 
nion mit 200 fl. jähet. Abjutim, bis 15. October (Amtabl. Nr 225) 

Stenecamtscanbibaicn reſper. Prakticanten bei den T. f. Stenerimtern in 
Mähren milk 200 fl. jährl. Adjutant nach abgelegter Prüfung. (Amal Nr. 225.) 

Stalthlterefofftetnlöftelfe Del der u. o. Statthalterei mit 800 fl, euentiit 
700 fl. oder 600 fl. und 150 fl. Stinetiergelb, bis 28. September (Amtsblatt 
Nr. 226.) 


Der Jahrgang 1870 der ‚Zeitfchrift 
für Verwaltung! fommıt Indes iſt um den Preis 
von 3 fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 


beziehen. 


Für den Druck veranlwortlſch 8. SPiftert, 


